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DiewahrenHoffnungen liegenwoanders
DerKantonsrat beschliesst, leichte Verbesserungen für den Stau in der Klus zu prüfen.

Raphael Karpf

Am Ende war es eine klare Sa-
che. 67 Kantonsrätinnen und
Kantonsräte stimmten für einen
Volksauftrag sowie einen Auf-
trag der Grünen (in leicht abge-
änderterForm), 21dagegen.Als
einzige Partei sträubte sich die
SVP.Beschlossenwurde, leichte
Verbesserungen für den Stau in
der Klus zu prüfen. Konkret:
Eine durchgehende Veloroute,
Tempo 30 in der Klus sowie ein
Park&RideKonzept.

Dass, nachdem das Verwal-
tungsgericht das Umfahrungs-
projekt verbotenhatte, dringend
etwas unternommen werden
musste, war fast allen klar. Ni-
cole Hirt (GLP, Grenchen), war
so ziemlich dieEinzige, die sag-
te, dass das mit dem Stau gar
nicht so schlimm sei.

«Dasnütztnullundgar
nichts»
UmstrittenerwardieFrage,was
diebeschlossenenVerbesserun-
gen tatsächlichbringenwürden.
Garnichts, sagteetwaSVP-Frak-
tionschef BeatKünzli (Laupers-
dorf). Schön und gut sei ein Ve-
loweg, aber dasProblemsei der
Autostau. Und dass die Thaler
plötzlich scharenweisemit dem
Velo zur Arbeit fahren würden,
sei dann doch nicht realistisch.

Noch deutlicher wurde Künzli
zur Forderung von Tempo 30.
«Wenn der Verkehr schon ein-
mal flüssig läuft, soll er auch
noch künstlich ausgebremst
werden?Das nützt null und gar
nichts.» Eine Haltung, die, zu-
mindest teilweise, aus Kreisen
der FDPwie auch derMitte ge-
teilt wurde. Auch wenn man
sich dort etwas diplomatischer
ausdrückte und die Vorschläge
am Ende nicht ablehnte.

In der Diskussion schwang
auch noch eine gehörige Por-
tion Frust über das abgelehnte
Umfahrungsprojekt mit. Meh-
rere Kantonsrätinnen undKan-
tonsräte betonten, hätte man
dieUmfahrung realisieren kön-
nen, hätteman alle die Proble-
me gelöst gehabt.

Ganz besonders nachtra-
gend gab sich der Balsthaler
Gemeindepräsident Freddy
Kreuchi (FDP): «Die Personen,
die die Verkehrsanbindungmit
einem juristischen Winkelzug
verhindert haben, spielen sich
nun mit ihren Aufträgen als
Retter auf. Dabei vergessen sie,
dass sie der Grund sind, dass
die Verkehrsprobleme bis heu-
te nicht gelöst sind.»
Gemeindepräsident Kreuchi
spielte darauf an, dass der
Volksauftrag vom Verein «Lä-
bigi Klus» stammte, der das

Projekt an vorderster Front be-
kämpft hatte, Gleiches gilt für
den Auftrag der Grünen.

«Klippundklardie
Meinunggesagt»
Dort freilich war man anderer
Meinung. Dassman sich jahre-
lang auf eine neue Strasse als
einzige Lösung eingeschossen
habe, habe dazu geführt, dass
alle anderenmöglichen Lösun-
gen ausgeblendet wurden, sag-
teHeinz Flück (Solothurn). Die
beschlossenen Massnahmen
waren für ihn nicht einfach nur
Pflästerlipolitik, sondern «ha-
ben eineWirkung».

Was durch die ganze
Diskussion immer wieder mit-
schwang: Man trauerte dem
bewilligten, aber verbotenen
Umfahrungsprojekt nach.
Doch ganz gestorben ist das
Projekt nicht. Regierungsrätin
Sandra Kolly hatmit demBun-
desamt für Kultur (dort sind die
beidenKommissionen, die das
entscheidende Gutachten ver-
fasst haben, angegliedert) be-
reits Sitzungen abgehalten.

«Wir haben ihnen klipp und
klar gesagt, was wir vom
Gutachten halten. Sie waren
ziemlich baff.»Nun sucheman
einen Weg, das Projekt doch
noch auf irgendeine Weise
bewilligungsfähig zu machen.

Amtsgerichtspräsidiumist
nuneinTeilzeitjob
Die Regeländerungwurde allerdings nicht ohne
Diskussionen beschlossen.

Raphael Karpf

Das Amt des Amtsgerichtsprä-
sidenten ist zweifellos an-
spruchsvoll: Die Anforderun-
gen sind hoch, die Verantwor-
tung gross. «Die Attraktivität
des Amts hat in den letzten Jah-
ren abgenommen», sagte Kan-
tonsrat Daniel Urech (Grüne,
Dornach). Nicht von ungefähr
kommees, dass dasAmt immer
häufiger in stillen Wahlen be-
setzt wird. Kampfwahlen sind
eine Seltenheit geworden.

Streitfrage 50oder
60Prozent
Was bishermöglicherweisemit
ein Grund war, der Personen
davon abhielt, sich zu bewer-
ben, war die Tatsache, dass das
Amt nicht mit Teilzeitpensen
ausgefüllt werden durfte. Das
hat der Kantonsrat nun am
Mittwoch geändert. ImGrund-
satz zumindest grossmehrheit-
lich unbestritten, entstanden
Diskussionen zu einemPunkt.
Soll der Mindestbeschäfti-
gungsgrad 50 oder 60 Prozent
betragen?

Was für den Aussenstehen-
den wie eine Detailfrage wirk-
te, gab im Rat Anlass zu ernst-

haften Diskussionen. «Nicht
jeder Job ist geeignet, im Teil-
zeitpensum ausgeübt zu wer-
den», sagte FDP-Fraktions-
sprecher Markus Spielmann
(Starrkirch-Wil). Schon 60
Prozent sei sehr tief. Würde
man dasMindestpensumnoch
weiter senken, sei es nicht
mehr möglich, ein Richteramt
zu führen. Insbesondere grös-
sere, mehrtägige Verhandlun-
gen könnten kaumnoch durch-
geführt werden. «Wir würden
die Gerichte zu gewissen Tei-
len lahmlegen.»

Minimalvorgabenicht
Regelfall
Eine Haltung, die im bürgerli-
chenLager sowievonderRegie-
rung geteilt wurde. Anders sah
es Urech von den Grünen: «Es
geht um eine Minimalvorgabe.
Und nicht darum, denRegelfall
zu definieren.»Warum60Pro-
zent soviel besser sein sollenals
50 Prozent, sehe er nicht ein.

Mit 56 zu 31 Stimmen setz-
te sich am Ende knapp die Va-
riante mit mindestens 60 Pro-
zent durch. Gut möglich, dass
den Ausschlag gab, dass sich
die Gericht selbst für diese Va-
riante ausgesprochen hatten.

SichererPlatz füralleaufengemRaum
Kantonsrat bewilligt denKredit zur Sanierung undUmgestaltung der Baselstrasse in Solothurn.

UrsMoser

Seit 2006 fordert ein Vorstoss
der damaligenFDP-Kantonsrä-
tin Irene Froelicher «mehr Si-
cherheit beim Bipperlisi». Bald
18 Jahre später ist nun ein Pro-
jekt fürdie SanierungderBasel-
strasse zwischen Solothurn und
Feldbrunnen spruchreif, aufder
eben auch die Bahn von Aare
Seelandmobil verkehrt,mit der
es immer wieder zu Unfällen
kommt.

Es ist ein grosses und an-
spruchsvolles Projekt. Sanie-
rung des Strassenbelags, Ersatz
derBahngleise, behindertenge-
rechteHaltestellen, Ausbau der
Kreuzungsstelle bei der Halte-
stelle St.Katharinen und Platz
für Velostreifen und Trottoirs –
und das alles auf engemRaum.
Auf der kurzen Strecke von
einemKilometer sollen über 85
Millionen investiert werden.

Kanton trägt 21Millionen
derGesamtkosten
Ein stolzer Betrag, und doch
war in letzter Zeit im Kantons-
rat kaumein Strassenprojekt so
wenig umstritten wie dieses.
Nur in der SVP fand es eine
Mehrheit schlicht zu teuer und
sagte deshalb Nein zumKredit
für den Kantonsanteil. «Kein
gutes Preis-Leistungs-Verhält-
nis» für eine so kurze Stecke,
meinte Sprecher Johannes
Brons (Schönenwerd) – auch
wenndie gewählte Variante un-
bestritten mehr Sicherheit für
alle Beteiligten im Strassenver-
kehr bringe.

VondenGesamtkostenwirdder
Löwenanteil der Aare Seeland
mobil von 41,5 Millionen über
denBahninfrastrukturfondsdes
Bundesfinanziert.DieStandort-
gemeindenSolothurnundFeld-
brunnen übernehmen 9,2 Mil-
lionen, 10,1Millionen kommen
aus dem Agglomerationspro-

gramm des Bundes. Für den
Kanton resultieren damit netto
21,2Millionen, vomKantonsrat
zu genehmigen war am Mitt-
woch ein Bruttokredit von 31,3
Millionen.

Der Entscheid fiel klar mit
80:10StimmenunddreiEnthal-
tungen.Erunterstehtnichtdem

fakultativenReferendum,dadie
Grenze dafür bei 25 Millionen
Nettokosten liegt. Apropos
Preis-Leistungs-Verhältnis:Die-
ses sei imGegensatz zurAuffas-
sungderSVPsehrgünstig, sagte
Baudirektorin Sandra Kolly
(Mitte). SonstwürdedasProjekt
nicht mit dem maximal mögli-

chenAnsatz von40Prozent aus
demAgglomerationsprogramm
unterstützt.

Zukunftdes«Bipperlisi»
stehtnicht zurDebatte
Potenziell umstritten hätte die
gewählteVarianteMischverkehr
sein können: Das «Bipperlisi»

wird zwischen Solothurn und
Feldbrunnen in Zukunft nicht
mehraufeinemeigenenTrassee
verkehren. Die Schienen wer-
den in die Strasse verlegt, Bahn
undAutos teilen sichdie gleiche
Fahrbahn, dafür bleibt etwas
mehrPlatz fürdenLangsamver-
kehr. Diskussionen dazu gab es
im Kantonsrat aber nicht mehr.
IngrösserenStädten funktionie-
re der Tramverkehr schliesslich
auch gut, meinte Heinz Flück
(Grüne, Solothurn).

Und offensichtlich war man
sich da mit ihm einig. Die ver-
schiedenen Ansprüche unter
einen Hut zu bringen, sei nicht
einfach, die vorgeschlagene Lö-
sung «unterstützenswert», er-
klärte FDP-Sprecher Mark
Winkler (Witterswil). Susan von
Sury (Mitte, Feldbrunnen) lobte
die sorgfältige Planung, und für
JonasWalther(GLP,Küttigkofen)
wäre es beim unbestrittenen
Handlungsbedarf trotzderhohen
Kosten«vermessen»,dasProjekt
technisch zuhinterfragen.

Wenn schon, wäre wohl
höchstens der Fortbestand der
Bahnverbindung grundsätzlich
zu hinterfragen gewesen. Dass
dies zumjetzigenZeitpunktaber
müssig sei, betonte nebenWal-
ther auchSP-SprecherRemoBill
(Grenchen).DieseWeichen sei-
enmitdemNeubauderRötibrü-
cke in Solothurn und weiteren
Investitionen in die Bahninfra-
struktur längst gestellt. Komme
hinzu:Eine separateBusspur für
einealternativeLösungwäreauf
dem engen Raum an der Basel-
strasse gar nichtmöglich.

So soll es dereinst auf der Baselstrasse aussehen: Bahn und Auto teilen sich die Fahrbahn, genug Platz für Fussgänger und Velos.
Visualisierung: zvg

Transparenzbei
Mietzinsen
Wohnungsmarkt Neben den
Krankenkassenprämien belas-
tenvor auch steigendeMietkos-
tenvieleHaushalte zunehmend
über Gebühr. Ein Vorstoss zur
«Formularpflicht bei neuen
Mietverträgen» von Christoph
Schauwecker (Grüne, Zuchwil)
traf daeinenNerv:Er verlangte,
dassVermieterbei einemWech-
sel den Neumietern den Vor-
mietzins ohne Verlangen auf
einem amtlichen Formular be-
kanntgebenmüssen.

Das soll missbräuchlichen
Mietzinserhöhungenentgegen-
wirken und es Mietern erleich-
tern, sie anzufechten. Nur lässt
sich die generelle Formular-
pflicht nicht einfach so einfüh-
ren. Das eidgenössische Miet-
recht gibt den Kantonen die
Möglichkeit dazu, wenn Woh-
nungsmangel herrscht. Dafür
braucht es aber erst einmal eine
eigene kantonale Rechtsgrund-
lage. Wie wird definiert, wann
einWohnungsmangel herrscht,
der esderRegierungerlaubt, die
Formularpflicht anzuordnen?

Eine solche Rechtsgrundla-
ge soll nun gemäss abgeänder-
tem Wortlaut des Auftrags von
Christof Schauwecker geschaf-
fenwerden.DerEntscheiddazu
fiel mit 49:42 denkbar knapp.
Der Grund: SVP und FDP
sträubten sich mit Händen und
Füssen dagegen. (mou)


